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Bonn, den 9. März 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einkommensteuerrechtliche Behandlung von Aus- und 
Fortbildungsaufwand 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 
— Drucksache IV/3103 (neu) — 


Mit der Kleinen Anfrage wird die Bundesregierung um die Be- 
antwortung der folgenden Frage ersucht: 

„Gedenkt die Bundesregierung, in absehbarer Zeit den Ent- 
wurf einer einkommensteuerrechtlichen Regelung vorzule- 
gen, nach welcher der Aus- und Fortbildungsaufwand, den 
der Steuerpflichtige selbst gehabt hat, ganz oder teilweise 
oder unter bestimmten Umständen einkommensmindernd 
behandelt wird?"' 

Namens der Bundesregierung beantworte ich diese Frage wie 
folgt: 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den gesetzgebenden 
Körperschaften in absehbarer Zeit einen Gesetzentwurf zur ein- 
kommensteuerlichen Regelung über den Abzug von eigenen 
Ausbildungsaufwendungen sowie von eigenen Fortbildungsauf- 
wendungen vorzulegen. 

Für die Fortbildungsaufwendungen erübrigt sich eine solche 
Vorlage, da der Steuerpflichtige diese Aufwendungen bereits 
nach geltendem Recht im Rahmen der Einkunftsermittlung auch 
ohne eine besondere Vorschrift als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten geltend machen kann. 

Anders verhält es sich mit den eigenen Ausbildungskosten. 
Diese sind nach geltendem Recht den Lebenshaltungs- 
kosten zuzurechnen und dürfen daher nach der allgemeinen 
Vorschrift des § 12 des Einkommensteuergesetzes weder bei der 
Ermittlung der Einkünfte noch bei der Ermittlung des Einkom- 
mens abgesetzt werden. Mit der Forderung nach einer steuer- 
lichen Begünstigung solcher Aufwendungen wird jedoch nur ein 
Ausschnitt aus dem Gesamtproblem der individuellen Förde- 
rung der Berufsausbildung insgesamt aufgeworfen. Schon im 
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Hinblick hierauf, aber auch wegen der erheblichen rechtlichen 
und praktischen Schwierigkeiten, die sich bei einer steuerlichen 
Berücksichtigung der bezeichneten Aufwendungen ergeben, 
sollte diese Frage nur im Zusammenhang mit der Förderung der 
Berufsausbildung durch öffentliche Mittel gesehen und geprüft 
werden. Zu dieser gebotenen Gesamtschau hat sich auch der 
Finanzausschuß des Bundestages im Zuge der Beratungen über 
den Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 1965 bekannt. Er 
hat keinem der verschiedenen Vorschläge über eine steuerliche 
Begünstigung der eigenen Ausbildungskosten zugestimmt. Statt 
dessen wird er dem Bundestag die Annahme einer Entschlies- 
sung empfehlen, die die Bundesregierung ersucht, einen Über- 
blick über den Umfang der individuellen Förderung der Berufs- 
ausbildung und Berufsfortbildung aus öffentlichen Mitteln zu 
geben und Vorschläge zu unterbreiten, wie die vielfältigen 
Maßnahmen, von denen die steuerlichen Vergünstigungen nur 
einen Teil darstellen, für die Zukunft stärker aufeinander abge- 
stimmt und zugleich auch verbessert werden können. Das Er- 
gebnis dieser Untersuchung bleibt abzuwarten. 
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